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Zusammenfassung 

Die EU hat aktuell zahlreiche Probleme. Zehn dieser Probleme werden behandelt. Insgesamt 

können sie die EU in ihrer Existenz bedrohen, doch diese Herausforderungen bieten auch 

Chancen zur Reform und Erneuerung der EU.  
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 Current Problems of the EU 

Abstract  

The EU has currently several problems. Ten of these problems are examined. All in all they 

can threaten the very existence of the EU. However, these challenges also offer prospects to 

reform and renew the EU.  
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Aktuelle Probleme der EU 

In diesem Beitrag werden ohne Anspruch auf Vollständigkeit aktuelle und wichtige Probleme 

behandelt, die die Europäischen Union (EU) betreffen. Jedes einzelne Problem ist schwerwie-

gend. In ihrer Gesamtheit können sie die EU in ihrer Existenz gefährden. Es gibt aber auch 

die Chance, dass die EU diese Herausforderungen als Chance begreift und sich dadurch er-

neuert. Der Anspruch, möglichst alles regeln und ein Bundesstaat werden zu wollen, sollte 

aufgegeben werden zu Gunsten einer Rückbesinnung auf die Stärken eines Staatenbundes, der 

die vier Grundfreiheiten des Binnenmarktes, den freien Warenverkehr, die Personenfreizü-

gigkeit, die Dienstleistungsfreiheit und den freien Kapital- sowie Zahlungsverkehr, bewahrt 

und ausbaut.  

Konkret werden die zehn folgenden Probleme bzw. Themenbereich behandelt: 1. Flüchtlinge, 

2. Türkei, 3. Ukraine und Russland, 4. Großbritannien, 5. Freihandel, 6. Euro, 7. Schulden, 

8. Demographie, 9. Wachstum und 10. Demokratie. 

1. Flüchtlinge 

2015 ist die Zahl der Flüchtlinge, die in die EU gekommen sind, stark angestiegen. Über eine 

Millionen Flüchtlinge, darunter politisch verfolgte Menschen, Kriegs- und Wirtschaftsflücht-

linge, kamen allein nach Deutschland. Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel wurde 

so verstanden, dass sie alle Welt nach Deutschland eingeladen habe (vgl. Eitel/Zschäpitz 

2016), was unabhängig davon, ob sie ihr „Wir schaffen das“ und die Grenzöffnung wirklich 

so meinte, gravierende Konsequenzen hat. 

Kurzfristig verursacht diese hohe Zahl an Flüchtlingen viele Probleme, aber auch langfristig 

dürfte die Integration oft misslingen und zu hohen Kosten führen (siehe z. B. Bonin 2016). 

Wegen mangelhafter Kontrollen der Außengrenzen werden viele Grenzen im Schengen-Raum 

wieder kontrolliert, während die formal noch geltende Dublin-III-Verordnung (Europäische 

Union 2013) faktisch außer Kraft gesetzt wurde. 

Momentan ist die sogenannte Balkan-Route geschlossen, insbesondere die Grenze von Maze-

donien, welches gar nicht zur EU gehört, zu Griechenland. Zugleich gibt es eine zweifelhafte 

Vereinbarung mit der Türkei, dass diese Flüchtlinge zurücknimmt, dafür aber andere Flücht-
                                                 
 Dieser Beitrag basiert auf einem Vortrag, den ich am 22. April 2016 in Münster vor der Gesellschaft zur Förde-
rung der Forschung auf dem Gebiet des Siedlungs- und Wohnungswesens e. V. gehalten habe. Ich danke den 
Teilnehmern für wertvolle Hinweise, bin aber natürlich allein für den Inhalt, die vertretenen Ansichten und mög-
liche Fehler verantwortlich. 
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linge schicken darf, viel Geld und Visafreiheit erhält sowie die Beitrittsverhandlungen zur EU 

wieder intensiviert werden (siehe das nächste Kapitel). 

Andere Flüchtlingsrouten sind noch gefährlicher als die von der Türkei auf eine griechische 

Insel. Aber die EU reizt weiter zum Kommen und dem Riskieren des eigenen Lebens an, weil 

die meisten Flüchtlinge faktisch bleiben können und allein schon durch Sozialtransfers oft ein 

Vielfaches von dem bekommen, was sie zu Hause durch Arbeit verdienen könnten.  

Nötig wäre es, dass die EU ihre Außengrenzen wirksam kontrolliert und nur diejenigen Men-

schen aufnimmt, die tatsächlich verfolgt werden und auch anderswo nicht sicher unterge-

bracht werden können. Allen anderen ist in ihrer Heimat oder in sicheren Drittstaaten zu hel-

fen, während Arbeitsmigration nur geordnet nach für die EU relevanten Kriterien zuzulassen 

ist, also insbesondere von hoch- und höchst-, nicht von gering- oder gar nicht qualifizierten 

Personen. 

2. Türkei 

Die Türkei bzw. ihre Regierung hat zahlreiche Gegenleistungen ausgehandelt, um Flüchtlinge 

von der EU zurückzunehmen (siehe Europäische Kommission 2016). So nimmt die EU für 

jeden zurückgesandten Flüchtling aus Syrien einen anderen freiwillig auf. Außerdem be-

kommt die Türkei 6 Milliarden Euro, Visafreiheit und schnellere Verhandlungen über ihren 

EU-Mitgliedsantrag.  

Die türkische Regierung und insbesondere der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan 

verbitten sich außerdem jede Kritik. Die Bundesregierung ermächtigte deshalb zu einer Son-

derstrafverfolgung wegen Majestätsbeleidigung (nach § 103 in Verbindung mit § 104a StGB 

statt wie jede Beleidigung nach § 185) gegen einen deutschen Satiriker (siehe Bundesregie-

rung 2016a). Dabei ist die Menschenrechtslage in der Türkei problematisch und sind die Pres-

sefreiheit sowie insgesamt der Rechtsstaat gefährdet (vgl. Karakoyun 2016). Die türkische 

Regierung kämpft gegen Kurden im eigenen Land und in ihren Nachbarländern, während sie 

zugleich den IS unterstützt (vgl. Graeber 2015), der wegen schwerster Menschenrechtsverstö-

ße von Deutschland und anderen EU-Staaten aktiv bekämpft wird (vgl. Bundeswehr 2016a), 

die ihrerseits kurdische Kämpfer im Irak und Syrien unterstützen (vgl. Bundeswehr 2016b). 

Es ist nicht falsch, mit der Türkei kooperieren zu wollen. Doch das darf nicht zu jedem Preis 

geschehen. Die EU muss dabei ihre Werte vertreten und die strikte Einhaltung des Rechts 

verlangen, statt das eigene Recht zu biegen. Bei den EU-Aufnahmekriterien dürfen keine fau-

len Kompromisse gemacht werden. Die gegenwärtige Türkei kann keinesfalls Mitglied wer-
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den, während die vage Aussicht auf Mitgliedschaft wohl nicht mehr hinreichend zu den nöti-

gen Reformen oder auch nur zum Verzicht auf ein weiteres Abgleiten zu einem autoritären 

islamischen Regime motiviert.  

Es ist auf jeden Fall nötig, die eigenen Grenzen selbst zu schützen. Wenn Griechenland dazu 

nicht in der Lage ist, sollten die anderen Staaten der EU und vor allem des Schengen-Raumes 

dabei helfen. Wenn sich Griechenland nicht wirklich helfen lassen will, muss es aus dem 

Schengen-Raum zumindest faktisch ausgeschlossen werden, weil sonst wieder Grenzkontrol-

len zwischen allen europäischen Staaten notwendig werden. 

3. Ukraine und Russland 

Anfang 2014 hat Russland die Krim annektiert und destabilisiert seither die Ostukraine mit 

Gewalt (vgl. Bundesregierung 2016b). Die absolute Mehrheit der Ukrainer ist deshalb jetzt 

für die EU (vgl. Sakhno 2016 und zur Entwicklung Ukraine-Analysen 2015). Es gibt inzwi-

schen das Assoziierungsabkommen zwischen der EU und der Ukraine (Europäische Union 

2014), dessen kurzfristige Absage zum Sturz des vorherigen Präsidenten Viktor Janukowitsch 

und den Militäraktionen Russlands geführt hatte. Die Niederländer haben sich jedoch in ei-

nem nicht bindenden Referendum mehrheitlich gegen die Ratifizierung ausgesprochen (vgl. 

Becker 2016) und eine EU-Mitgliedschaft der Ukraine ist fern (vgl. Sommer 2016). Die ukra-

inische Wirtschaft ist vor allem durch den Konflikt mit Russland stark angeschlagen und viele 

ukrainische Politiker sind korrupt (vgl. Kahlweit 2016)  

Gegen Russland bestehen wegen der Annexion der Krim Wirtschaftssanktionen der EU (siehe 

Europäische Union 2015). Deswegen und wegen gesunkener Rohstoffpreise schrumpft die 

russische Wirtschaft (vgl. Weltbank 2016). Es drohen neue militärische Abenteuer Russlands 

wie zuletzt in Syrien. Selbst NATO-Mitglieder wie die baltischen Staaten fühlen sich von 

Russland bedroht (siehe z. B. Landsbergis 2016). 

Der Ukraine sollte über das bestehende Assoziierungsabkommen hinaus geholfen werden, 

wofür aber im Gegenzug die Durchführung ohnehin notwendiger Reformen verlangt werden 

muss. Selbst Russland könnte eine EU-Mitgliedschaft in Aussicht gestellt werden, wenn es 

die nötigen Voraussetzungen erfüllt, wovon es leider noch weiter entfernt ist als die Ukraine. 

Insbesondere gewaltsame Grenzverschiebungen können nicht hingenommen werden. Da eine 

militärische Antwort nur bei einem Angriff auf ein NATO-Mitglied in Betracht käme, sind 

die bestehenden Wirtschaftssanktionen richtig. Zugleich muss an einer nachhaltigen Konflikt-

lösung gearbeitet werden. Eine Möglichkeit wäre, dass Russland seine Aktivitäten in der 
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Ostukraine einstellt und auf der Krim ein faires Referendum unter internationaler Beobach-

tung durchgeführt wird, bei der die Einwohner von Anfang 2014 für alle Seiten verbindlich 

darüber abstimmen, ob die Krim zu Russland oder zur Ukraine gehören soll oder unabhängig 

sein will. 

4. Großbritannien 

Am 23. Juni 2016 stimmt Großbritannien über einen Austritt aus der EU (Brexit) ab. Die 

Brexit-Befürworter haben in Umfragen z. T. schon die Mehrheit (siehe Helm 2016). David 

Cameron hat in den vorhergehenden Verhandlungen mit der EU relativ wenig herausgeholt 

(vgl. Slack et al. 2016, aber auch BBC 2016), doch immerhin muss sich Großbritannien nun 

auch offiziell nicht mehr an einer immer engeren politischen Union beteiligen, was damit 

auch für andere EU-Mitglieder gelten dürfte.  

Ein Brexit hätte für Großbritannien, die EU und Deutschland unabsehbare Konsequenzen. 

Großbritannien könnte zerfallen, da insbesondere Schottland dann erneut über einen Austritt 

aus dem Vereinigten Königreich abstimmen würde. Großbritannien müsste auch über seinen 

Verbleib bzw. neuen Zugang zum EU-Binnenmarkt verhandeln, was vermutlich nur zu hohen 

Kosten möglich wäre. Faktisch könnte der momentan reduzierte britische Beitrag zum EU-

Budget steigen und sich Großbritannien weiterhin an alle EU-Regeln halten müssen (wie z. B. 

auch Norwegen und die Schweiz), während es sein Stimmrecht innerhalb der EU verliert. 

Wenn der Brexit hingegen Schule macht und weitere Staaten austreten wollen, könnte die EU 

zerfallen. Gerade deswegen wird sie sich unnachgiebig in Austrittverhandlungen zeigen und 

nach einem Brexit vermutlich noch zentralistischer und illiberaler werden. Deutschland würde 

ein wichtiger Verbündeter für vernünftige Wirtschafts- und Finanzpolitik fehlen. 

Deshalb ist ein Verbleib Großbritanniens in der EU für alle Seiten am besten. Die EU sollte 

dann aber nicht zur Tagesordnung übergehen und so weitermachen wie bisher, sondern auf 

die berechtigten Anliegen der Brexit-Befürworter eingehen. Sollte hingegen eine Mehrheit für 

den Brexit stimmen, ist Nachtreten die falsche Strategie. Die EU kann Größe durch Groß-

zügigkeit beweisen, so dass die Briten vielleicht sogar wieder zurückkommen oder auf jeden 

Fall der EU eng verbunden bleiben. Der Marktzugang sollte Großbritannien zu vergleichbaren 

Bedingungen wie anderen euroäischen Ländern weiterhin ermöglicht werden.  
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5. Freihandel 

Bei einem Brexit wäre der Freihandel mit Großbritannien gefährdet, zumindest müsste dar-

über verhandelt werden. In jedem Fall gibt es gegen das geplante Freihandelsabkommen der 

EU mit den USA, die Transatlantic Trade and Investment Partnership (TTIP), großen Wider-

stand (siehe Geers et al. 2016). Doch auch das entsprechende Freihandelsabkommen der EU 

mit Kanada, das Comprehensive Economic and Trade Agreement (CETA), ist noch nicht 

endgültig verabschiedet (vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2016). Bei sol-

chen Abkommen geht es nicht mehr einfach um den Abbau von Zöllen, die schon sehr niedrig 

sind, sondern um Marktöffnung und Standardisierung. Dabei droht ein Demokratiedefizit, 

wenn bestehende Standards nicht mehr mit demokratischer Mehrheit geändert oder sogar 

neue Standards von nicht hinreichend demokratisch legitimierten Gremien demokratisch ge-

wählten Regierungen und Parlamenten vorgeschrieben werden können. Schon jetzt sind Ge-

heimverhandlungen nicht wirklich demokratisch, was auch bei einem Verzicht auf nationale 

Ratifizierungen gilt, deren Notwendigkeit von der EU-Kommission bestritten wird.  

Nach der schwierigen Verabschiedung des sogenannten Bali-Pakets der World Trade Orga-

nization (WTO) erweist sich die Fortführung der Doha-Runde für weiteren Freihandel als 

schwierig (vgl Burmeister 2015), obwohl globale Freihandelsabkommen eigentlich sinnvoller 

sind als bilaterale und regionale. Wegen Beschränkungen der Freizügigkeit durch die Schweiz 

nach einer Volksabstimmungen drohen schließlich Handelsbeschränkungen durch die EU als 

Vergeltung (vgl Dams et al. 2014). 

Dabei ist richtig ausgestalteter Freihandel einer der wichtigsten Faktoren für wirtschaftlichen 

Wohlstand und individuelle Freiheit. Niemand wird gezwungen, ausländische bzw. außer-

europäische Produkte und Dienstleistungen zu kaufen, aber es sollte auch niemandem willkür-

lich verboten  werden. Das Bewusstsein für die Vorteile des Freihandels ist allerdings gering 

und der Lobbyismus gegen ihn groß. Schon bestehender Freihandel wie innerhalb der EU 

wird hingegen als selbstverständlich genommen. Doch seine Beschränkung z. B. im Falle 

eines Brexit würde der Wirtschaft stark schaden. Gerade die EU sollte deshalb offen für Frei-

handel werben und die entsprechenden Abkommen transparent machen. 

6. Euro 

Durch den Euro als Gemeinschaftswährung können die 19 Staaten der Eurozone untereinan-

der weder auf- noch abwerten. Dadurch bleiben die Krisenländer in der Rezession, wofür die 

Deutschen mit Transfers und Kaufkraftverlusten bezahlen. Die EZB führt mit Null- oder so-
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gar Negativzinsen und Anleihekäufen eine riesige Umverteilung durch (vgl. Sinn 2016). Die-

se wird durch Targetsalden (vgl. Sinn 2012) und die geplante Bankenunion (vgl. Fuest 2013) 

noch größer, zumal die vereinbarten Maastricht-Kriterien faktisch nicht mehr gelten. Notwen-

dige Reformen werden verschleppt und beim nächsten Abschwung hat die EZB keinen Hand-

lungsspielraum mehr. Die Eurozone dominiert mit 19 Mitgliedern die EU mit 28, in der Euro-

zone dominieren die finanziell schwachen Länder und hat die Deutsche Bundesbank regelmä-

ßig gar kein Stimmrecht mehr (vgl. Deutsche Bundesbank 2014). 

Der Euro ist eine unpassende Gemeinschaftswährung für völlig heteroge Volkswirtschaften 

souveräner Staaten. Es wäre am besten, zu nationalen Währungen zurückzukehren. Dabei 

bereitet der Übergang Probleme. Die finanziellen, realwirtschaftlichen und politischen Kosten 

einer Fortsetzung des Euroexperiments sind jedoch deutlich höher, zumal es dann vermutlich 

nur später scheitert. Zumindest sollten einzelne Staaten die Eurozone verlassen dürfen, ohne 

gleich ganz aus der EU austreten zu müssen. Außerdem müssen rechtsstaatliche Prinzipien 

wieder angewandt werden und muss der systematische Bruch vereinbarter Regeln aufhören. 

Auch sind die Kosten und Risiken transparent auszuweisen, statt sie mittels Garantien, Haf-

tungsregeln, Schattenhaushalten und der EZB-Bilanz zu verstecken. Wenn insbesondere die 

deutschen Steuerzahler und Sparer immense Transfers leisten müssen, sollen sie das zumin-

dest wissen und nicht darüber getäuscht werden. 

7. Schulden 

Die EU selbst hat keine eigenen Schulden, sondern finanziert sich vor allem durch Beiträge 

der Mitgliedsstaaten. Die EU-Staaten haben (Stand 2015) eine Staatsverschuldung in Höhe 

von durchschnittlich 85,2 % des Bruttoinlandprodukts (BIP), die Staaten der Eurozone in Hö-

he von durchschnittlich 90,7 % und Deutschland im Umfang von 71,2 % des BIP (siehe Eu-

rostat 2016a). Die nicht ausgewiesenen Renten- und Pensionsverpflichtungen sind häufig 

deutlich höher (siehe Raffelhüschen et al. 2015, insbesondere S. 8). Hinzu kommen staatliche 

Garantien und die Verbindlichkeiten öffentlicher Betriebe (im Falle Deutschlands 16,4 % und 

115,1 % des BIP, siehe Eurostat 2016b), aber auch hohe Schulden der privaten Haushalte und 

Unternehmen einschließlich Banken. Jeder Verbindlichkeit steht allerdings eine entsprechen-

de Forderung gegenüber. Deutschland ist Nettogläubiger (vgl. Südwind-Magazin 2013). 

Die Schuldenlast Griechenlands ist untragbar (vgl. Internationaler Währungsfonds 2015) und 

hemmt die wirtschaftliche Entwicklung, weshalb ein Schuldenschnitt nötig ist, der jedoch 

nicht ohne Gegenleistung bzw. nur bedingt auf konkrete Reformen erfolgen sollte. Auch viele 
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andere Staaten werden in Schwierigkeiten geraten, sobald die Zinsen wieder steigen. Nötig 

sind reale Investitionen in der ganzen EU. Stattdessen droht jedoch Blasenbildung bei Anla-

geformen wie Aktien, Immobilien, aber auch Anleihen, die Vermögen vortäuscht, die in der 

nächsten Krise oder auch nur bei einer moderaten Zinserhöhung in sich zusammensinken. 

8. Demographie 

Das natürliche Bevölkerungswachstum ist in Deutschland negativ und in der EU insgesamt 

leicht positiv mit fallender Tendenz, während der Wanderungssaldo jeweils positiv ist (vgl. 

Eurostat 2016c). Ungesteuerte Zuwanderung kann das Schrumpfen oder die Stagnation der 

einheimischen Bevölkerung jedoch nur quantitativ, nicht aber qualitativ ausgleichen. Dabei 

kann eine schrumpfende Bevölkerung pro Kopf durchaus reicher werden, wie Japan zeigt 

(vgl. Buttonwood 2012).  

Wichtig sind Investitionen in Human- und Realkapital. Die Sozialsysteme sind so umzuge-

stalten, dass nicht mehr einseitig abhängige Beschäftigung belastet wird, was gegenwärtig zu 

deren Abbau und damit noch höherer Belastung für die verbleibenden Beschäftigten beiträgt. 

Auch die bestehenden Schulden verteilen sich auf weniger Leistungsträger, was für ihren Re-

duktion spricht, solange die geburtenstarken Jahrgänge noch arbeiten. 

9. Wachstum 

Das BIP ist 2015 in der EU real um 1,9 % gewachsen, in der Eurozone um 1,6 %, in Deutsch-

land um 1,7 % (vgl. Eurostat 2016d). Damit liegt die Eurozone aber kaum über dem Niveau 

von 2008. Griechenland schrumpft seither. Die Arbeitslosigkeit liegt in Griechenland bei 

24,4 % (Stand Januar 2016), in Spanien bei 20,5 %, in der Eurozone bei 10,4 %, in der EU bei 

8,9 % und in Deutschland nach der gleichen Methode bei 4,3 % (siehe Eurostat 2016e).  

Die Politik hemmt eher das Wachstum, statt es zu fördern. Die Grundfreiheiten der EU sind 

gut für die Wirtschaft und ihr Wachstum, die diskretionäre Politik ist jedoch häufig schädlich. 

Dabei hilft Wachstum bei fast allen angesprochenen Problemen, weshalb eine wachstums-

freundliche Politik zu empfehlen ist. 

10. Demokratie 

Die EU leidet unter einem doppelten Demokratiedefizit. Denn erstens sind ihre eigenen Insti-

tutionen nicht sonderlich demokratisch. Die Abgeordneten des Europaparlaments werden je-
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weils national gewählt, wobei nicht jede Stimme dasselbe Gewicht hat. Der Rat der Europäi-

schen Union repräsentiert als Ministerrat die nationalen Regierungen, während die Mitglieder 

der Europäische Kommission von den nationalen Regierungen nominiert und vom Europapar-

lament bestätigt werden. Zweitens schwächt die EU die nationalen Demokratien und macht 

deren Regierungen direkt durch den Ministerrat und indirekt über die Europäische Kommissi-

on zur faktisch übergeordneten Legislative, da die EU-Richtlinien über dem nationalen Recht 

stehen bzw. in dieses umgesetzt werden müssen. Die vertragliche Grundlage dafür ist aller-

dings recht dünn. Im Konfliktfall entscheiden nationale Regierungen allerdings einfach allei-

ne, wie die Flüchtlingskrise gezeigt hat.  

Die EU ist kein Super- bzw. Bundesstaat und sollte das auch nicht länger anstreben (was 

Großbritannien bereits zugestanden wurde, siehe das 4. Kapitel), sondern den Binnenmarkt 

und die Grundfreiheiten verteidigen. Dem Subsidiaritätsprinzip ist wieder mehr Geltung zu 

verschaffen, so dass Entscheidungen möglichst dezentral getroffen werden und die EU nur für 

das zuständig ist, was nicht die Mitgliedstaaten und ihre Untergliederungen selbst erledigen 

können. Die Mitgliedsstaaten sind im Gegensatz zur EU funktionierende Demokratien. Für 

eine echte europaweite Demokratie fehlen aktuell und für die absehbare Zukunft wichtige 

Voraussetzungen wie ein Staatsvolk, welches sich auch als ein solches begreift, eine gemein-

same europäische Öffentlichkeit, eine gemeinsame Sprache, europäische statt nur nationale 

Parteien und Politiker etc.  
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